
lichkeit der Verbrechen zum Ausdruck bringt (vgl. An
merkung von Klar in der NJ 1955 S. 64). Verbrechens
handlungen, die in Fortsetzungszusammenhang stehen, 
bleiben also gleichwohl mehrere Handlungen; im Fort
setzungszusammenhang zeigt sich lediglich die beson
dere Gesellschaftsgefährlichkeit der von dem Täter be
gangenen Verbrechen. Es würde daher dem Inhalt des 
§ 24 Abs. 1 JGG widersprechen, wollte man nur desha b, 
weil die wiederholt begangenen schweren Verbrechen 
fortgesetzt verübt worden sind, die Anwendung des all
gemeinen Strafrechts bei ihrer Beurteilung ablehnen. 
Hier liegen jedoch — wie dargelegt — mehrere derartig 
schwere Verbrechen nicht vor. Zwar sind auch die übri
gen Einbruchsdiebstähle des Angeklagten B. Verbrechen; 
sie sind aber nicht „schwere Verbrechen“ im Sinne des 
§ 24 JGG. Hieraus ergibt sich, daß der Angeklagte B. 
auch nidit zu Zuchthaus hätte verurteilt werden dürfen.

Es muß jedoch darauf hingewiesen werden, daß auch 
die vom BG für die Verurteilung zu Zuchthaus gegebene 
Begründung unrichtig ist. Die Tatsache, daß ein jugend
licher Angeklagter kurz nach der Verurteilung und noch 
vor Ablauf der Strafzeit volljährig wird, kann ebenso
wenig wie die Vermutung, er würde wegen seiner be
sonderen „Hartnäckigkeit“ in einem Jugendhaus zu 
einer „Gefahr für seine Umgebung“ werden, dazu füh
ren, ihn zu Zuchthaus oder zu Gefängnis zu verurteilen. 
Das BG war sich nicht darüber im klaren, daß es über
haupt nicht die Wahl hatte, den Angeklagten zu „Zucht
haus“ oder zu „Freiheitsentziehung“ zu verurteilen, 
wenn es gemäß § 24 JGG die Anwendung des allgemein- 
nen Strafrechts für erforderlich hielt. Wird das allge
meine Strafrecht zur Anwendung gebracht, so kommt 
auch nur das Strafensystem des StGB mit Ausnahme 
der Todesstrafe und nicht das des JGG in Betracht. Im 
übrigen verkennt das BG — wie sich aus seinen Aus
führungen ergibt —, daß in den Jugendhäusern geeig
nete pädagogische Kräfte zur Verfügung stehen, die 
sich ausschließlich der Erziehung der straffällig gewor
denen Jugendlichen widmen. In den Jugendhäusern 
können auch verstockte Jugendliche und nach der Tat 
volljährig gewordene Personen zu verantwortungs
bewußten Bürgern der Deutschen Demokratischen Re
publik erzogen werden.

Infolge der unrichtigen rechtlichen Beurteilung der 
Taten der Angeklagten sind auch die gegen sie erkann
ten Strafen überhöht festgesetzt worden. Außerdem 
aber sind dem BG bei der Bewertung des von ihm fest
gestellten Sachverhalts noch weitere Fehler unterlaufen. 
Das BG ist ohne Prüfung an der Tatsache vorüber
gegangen, daß im vorliegenden Fall ein Erwachsener 
und ein Jugendlicher gemeinsam mehrere strafbare 
Handlungen begangen haben. Es hat lediglich in einem 
Satz zum Ausdruck gebracht, daß seiner Ansicht nach 
der Jugendliche dem mitangeklagten Erwachsenen „so
gar überlegen“ war. Dies ist aber nur im Zusammen
hang mit der Prüfung der Frage, ob der Jugendliche 
überhaupt die nach § 4 Abs. 1 JGG erforderliche Reife 
gehabt hat, nicht aber im Zusammenhang mit der Prü
fung der Verantwortlichkeit Erwachsener für die Ver
fehlungen des Jugendlichen gemäß § 6 ff. JGG gesche
hen. Dies wäre hier unbedingt erforderlich gewesen. 
Abgesehen von dem Altersunterschied und der auf dem 
Arbeitsverhältnis beruhenden Abhängigkeit des jugend
lichen Angeklagten B. von dem Angeklagten V., ergeben 
sich auch aus dem vom BG festgestellten Sachverhalt 
gewichtige Anhaltspunkte dafür, daß der Angeklagte V. 
den ersten Anstoß zu den Einbruchsdiebstählen gegeben 
hat. Er war es, der dem Jugendlichen B. den Lohn vor
enthielt, ihn auf spätere Zeiten vertröstete und schließ
lich, als B. den dringenden Wunsch äußerte, ein Jackett 
zu kaufen, bemerkte, sie würden sich „so ein Jackett 
schon holen“. Weiter ist festgestellt worden, daß bei 
allen vier vollendeten Einbrüchen der Angeklagte V. 
die entscheidende Gewaltanwendung vornahm. Diese 
Feststellungen sprechen dafür, daß V. die Hauptver
antwortung für die gemeinsam mit B. ausgeführten 
strafbaren Handlungen trägt. Demgegenüber haben die 
vom BG besonders berücksichtigten Tatsachen, daß*B. 
schon mit 12 Jahren eine mit Strafe bedrohte Hand
lung begangen und im Alter von 16 Jahren einen Fahr
raddiebstahl verübt hat, kein entscheidendes Gewicht. 
Sie zeigen vielmehr, ebenso wie der Umstand, daß er

häufig seinen Arbeitsplatz wechselte und sich ohne Ar
beit bei seinen Eltern aufhielt, daß er leicht schlechten 
Einflüssen zugänglich war.

Daß diese Gesichtspunkte in der Hauptverhandlung 
vor dem BG nicht zur Sprache gekommen sind, dürfte 
mit darauf zurückzuführen sein, daß das BG bei der 
Bestellung eines gemeinschaftlichen Verteidigers den 
§ 79 StPO verletzt hat.

Das BG hätte ferner bei der Bewertung des straf
baren Verhaltens des Angeklagten B. auch nicht beson
ders berücksichtigen dürfen, daß er in der Haup‘Verhand
lung „disziplinlos“ aufgetreten ist und geglaubt hat, 
„reden zu können, wann es ihm paßte“. Dag Verhalten 
eines Angeklagten in der Hauptverhandlung kann zwar 
unter Umständen Rückschlüsse auf seinen Charakter 
zulassen, und der Beurteilung seiner Persönlichkeit die
nen, aber niemals entscheidende Grundlage für die Be
wertung seiner strafbaren Handlungen werden. Den glei
chen Fehler hat das BG bei der Bewertung der Verbre
chen des Angeklagten V. begangen. Auch bei ihm hat es 
dem Verhalten in der Häuptverhandlung ein unzulässi
ges Maß von Bedeutung zugelegt. Es führt aus, daß die
ser Angeklagte in der Hauptverhandlung „große Reue“ 
gezeigt habe und knüpft daran die Bemerkung, es 
bestehe die „berechtigte Hoffnung, daß er schon vor 
Ablauf seiner Strafe wieder in Freiheit“ gesetzt werden 
könne. Abgesehen davon, daß das Gericht bei der Fest
setzung des Strafmaßes die Umstände des zur Anklage 
stehenden Verbrechens zu bewerten, nicht aber Mög
lichkeiten zu erörtern hat, die im Augenblick der Haupt
verhandlung noch nicht zu übersehen sind, müssen der
artige Darlegungen den Eindruck hinterlassen, daß das 
Gericht selbst nicht von der Angemessenheit der aus
gesprochenen Strafe überzeugt ist, und damit die erfor
derliche Überzeugungskraft des Urteils abschwächen.

Die Sache war an das BG zurückzuverweisen. Dieses 
wird die Sache gegen den Angeklagten B. abzutrennen 
und an das zuständige Jugendgericht zu verweisen ha
ben; eine Verhandlung vor dem BG gegen ihn ist nicht 
möglich, da — wie dargelegt — keiner der die Zustän
digkeit des Erwachsenengerichts begründeten Fälle des 
§ 33 Abs. 1 und 2 JGG gegeben ist. Eine gemeinsame 
Verhandlung der Sache gegen beide Angeklagten vor dem 
Jugendgericht wäre nur dann möglich, wenn der Staats
anwalt die Verweisung der Sache bezüglich des Ange
klagten V. gemäß § 33 Abs. 3 JGG an das Jugendgericht 
beantragt.Einem derartigen Anträge würde § 5 VESchG 
nicht entgegenstehen, da die Bestimmungen des § 33 
Abs. 3 JGG angesichts der besonderen Bedeutung der 
allseitigen Aufklärung in den Fällen einer etwaigen 
Verantwortlichkeit Erwachsener für die Verfehlungen 
des Jugendlichen (§§ 6 und 7 JGG) vor den sonstigen 
Vorschriften über die sachliche Zuständigkeit den Vor
rang haben. Im künftigen Urteil werden die oben ge
gebenen Hinweise für die rechtliche Beurteilung zu 
beachten sein, wenn die völlig neu durchzuführende 
Verhandlung inhaltlich die gleichen Feststellungen wie 
die vom BG getroffenen ermöglicht.

§§ 7, 172, 175, 179, 227 StPO.
1. Ergibt sich aus der Anklageschrift der hinreichende 

Verdacht einer Straftat des Beschuldigten, darf die Er
öffnung nicht aus Gründen der Zuständigkeit abgelehnt 
werden, weil bei einer solchen Ablehnung gemäß § 176 
StPO die Strafverfolgung des Beschuldigten verhindert 
werden würde, wenn nicht der Staatsanwalt gemäß 
§ 178 Abs. 2 StPO hiergegen rechtzeitig Beschwerde 
einlegt.

2. Eine Verweisung der Sache vom Kreisgericht an 
das Bezirksgericht wegen sachlicher Unzuständigkeit ist 
ohne Durchführung einer Hauptverhandlung nicht zu
lässig.

OG, Urt. vom 23. September 1954 — 2 Zst III 200/54.

Der Staatsanwalt des Kreises E. hatte am 25. Mai 1954 beim 
Kreisgericht E. gegen D. Anklage erhoben. Mit der Anklage 
ist D. zur Last gelegt worden, sich einer fortgesetzten Unter
schlagung gemäß § 246 StGB und eines Betruges gemäß § 263 
S*GB schuldig gemacht zu haben. Mit Beschluß vom 1. Juni 
1954 lehnte das Kreisgericht die Eröffnung des Hauptverfah
rens ab. Zur Begründung führt es aus, daß die der Anklage 
zugrunde liegenden Handlungen die Anwendung des § 2
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